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Die äſterreichiſche Reichsvertretung. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 

III 

Der conſtituirende Reichstag iſt zur Berathung der Conſtitution 


Gegenſätze herausgeſtellt hat. 
ſeiner Compromißnatur wegen 


ſelbſt niemals gelangt. Unter dem Kampfe widerſtreitender Intereſſen iſt 
es im Plenun letzterem trotz feiner achtmonatlichen Thätigkeit nicht einmal 
gelungen, zum Beginne jener Thätigkeit zu ſchreiten, zu welcher es 
eigentlich berufen war, ja es wurde ihm nicht einmal gegönnt, die Debatte 
über die „Grundrechte“ zu Ende zu führen, mit welcher es ſeit Neujahr 
1849 ſich beſchäftigt hatte. 

Die Erfolge des öfterreichiſchen Reichstages von 1848 liegen auf 
anderem Gebiete Es muß ihm vor Allem der Ruhm unbenommen bleiben, 
den ſeit Jahren angebahnten Proceß der Grundentlaſtung mit dem Fluidum 
revolutionärer und doch maßvoller Energie erfüllt zu haben, fo daß das 
Werk ſpäter nicht mehr zu hemmen war, auf dem Felde der Verfaſſunggebung 
aber iſt das Los der öſterreichiſchen Conſtituante kein glückliches geweſen. 
Der Reichstag hat die Verfaſſung, welche er entwerfen ſollte, nicht 
berathen und votirt, er hat bei ſeiner Auflöſung den öſterreichiſchen 
Völkern nichts hinterlaſſen, als den Entwurf ſeines Couſtitutionsausſchuſſes.“) 


*) Der Text des Conſtitutionsentwurfes nach den Beſchlüſſen des Ver⸗ 
faſſungsausſchuſſes iſt neueſtens wieder veröffentlicht worden. Er findet ſich näm⸗ 
lich als Anhang zu den im l. J. von Anton Springer herausgegebenen „Proto⸗ 
kollen des Verfaſſungsausſchuſſes im öſterreichiſchen Reichstage 1848 — 1849“ 
Leipzig, Hirzel, 1885). Die Publication dieſer denkwürdigen Materialien zur 
öfterreichifchen Geſchichte von privater Seite verpflichtet jeden, der ſich für die 
Verfaſſungsentwicklung unſeres Staates intereſſirt, zu um fo lebhafterem Danke, 
als eine amtliche Veröffentlichung derſelben bisher leider nicht ſtattgefunden hat. 
Wenn wir die Hoffnung nicht aufgeben müſſen, endlich eine authentiſche Mitthei⸗ 
lung dieſer Protokolle zu erhalten, ſo können wir dann vielleicht auch erwarten, 
von Mehrerem Kenntniß zu erhalten, das wir in Springer's Publication ſehr ver⸗ 
miſſen, z. B. den Verfaſſungsentwürfen der Mitglieder des Subcomites. 


Die Bedeutung dieſes Werkes wird aber dadurch gehoben, daß 
das Opus nach monatelangen Debatten, in welchen die diametralſten 
Standpunkte hervorgetreten waren, ſchließlich in der dritten Leſung des 
Ausſchufſes zur einſtimmigen Annahme gelangte. Ob die Hoffnung der 
Ausſchußmitglieder, das Plenum würde den Entwurf ohne weſentliche 
Aenderung annehmen, eine begründete geweſen, möge heute dahingeſtellt 
ſein. Wie das Endreſultat auch immer geweſen wäre, eine denkwürdige 
Erſcheinung wird es ſtets bleiben, daß, als die politiſchen Gegenſätze, 
welche Oeſterreich beherrſchen, zum erſten Male Gegenſtand einer plan— 
mäßigen, parlamentariſchen Discuſſion waren, ſich die Möglichkeit einer, 
wenn auch vielleicht nur formalen, momentanen, Verſöhnung dieſer 
Der Kremſierer Entwurf konnte ſchon 
niemals das Banner für politiſche 
Kampfparteien werden, er hat ſowohl aus dieſem Grunde als deshalb, 
weil er niemals an das volle Licht der Oeffentlichkeit getreten war, keine 
nachhaltige Wirkung auf die Zeitgenoſſen zu uͤben vermocht; ſeine 
eigenartige Bedeutung in der öſterreichiſchen Verfaſſungsgeſchichte wird 
ihm aber trotzdem ſtets ohne Widerſpruch zugeſtanden werden müſſen. 

Wenn wir nun zur Unterſuchung des Entwurfes ſchreiten, ſo 


ſpringt für unſere Frage als die entſcheidende Thatſache in die Augen, 
daß die Volksvertretung auch hier eine Reichsvertretung kennt. Der in 


den Stürmen des Jahres 1848 geborene Reichstag hat den Boden 
ſeiner Exiſtenz auch trotz des raſchen Wandels der Zeit nicht ſo weit 
zu verläugnen vermocht, daß er an der Exiſtenz einer Centralvertretung 
gerüttelt hätte. Wohl wurde in ſpontaner Reaction gegen die Aprilver— 
faſſung einem Pluralismus legislativer Vertretungskörper in weiteſtem 
Maße gehuldigt, Landtage und — ein Unieum dieſer Verfaſſung — 
auch Kreistage mit legislativer Competenz ſollten beſtehen, über dieſe 
alle erhebt ſich aber der Reichstag und im Zweifel ſpricht die Compe⸗ 
tenzvermuthung für die Reichsgewalt. Und zwar iſt dieſe Centraliſation 
der Vertretung zugegeben in dem engen geographiſchen Rahmen, welchen 
der conſtituirende Reichstag umfaßte. Die Ausdehnung der Verfaſſung 
und Geſammtvertretung auf die ungariſchen Länder mochte der Wunſch 
der Parteien ſein, in dem Entwurfeaber iſt dieſe unitariſche Tendenz nur 
ſchwach zum Ausdrucke gelangt, denn die Aufnahme eines neuen Landes 
in den conſtitutionellen Reichsverband wurde ausdrücklich von der geſetz— 
gebenden Reichsgewalt abhängig gemacht (§ 6). Es iſt, zunächſt wenigſtens, 
eine Geſammtvertretung der außerungariſchen Länder, welche der Krem— 
ſierer Eutwurf anerkannt hat. 

Worin ſich der Kremſierer Conſtitutionsausſchuß aber von dem 
Boden ſeiner Exiſtenz entſchieden losſagte, das war die geplante Zu— 
ſammenſetzung des Reichstages; mit dem Einkammerſyſtem wurde ebenſo 
entſchieden gebrochen als mit dem allgemeinen Wahlrechte und der in 
directen Volkswahl. 

Ju letzterer Beziehung, hinſichtlich der Statuirung directer Volks 
wahlen, konnte man vielleicht ſagen, daß der conſtituirende Reichstag 
nur die letzten Poſtulate erringen wollte, welche die hauptſtädtiſche 


Bewegung des Jahres 1848 dem Minfterium Pillersdorff nicht abzu⸗ 
gung N j 8 


ringen im Stande geweſen war, in der Einführung des Zweikammer— 
ſyſtems und in der Schaffung eines, wenn auch mäßigen Cenſus tritt 
der Widerſpruch mit der eigenen Vergangenheit unläugbar zu Tage. 

Die Selbſtbeſchränkung, welche dem conſtituirenden Reichstage 
hiemit zugemuthet wurde, iſt eine jo große, daß man unwillkürlich An⸗ 
ſtand nimmt, hierin nichts anderes als die raſch erfolgte Ernüchterung 
von revolutionärem Enthuſiasmus zu erblicken. Faßt man aber die 
vorgeſchlagene Bildung des Oberhauſes ins Auge, ſo iſt die Erklärung 
bald gegeben; es haben die verſchiedeuſten Beweggründe zuſammen⸗ 
gewirkt, um über die Bildung des conſtituirenden Reichstages den Stab 
zu brechen und aus der einfachen Conſtituante eine vielgliedrige Volks— 
vertretung hervorgehen zu laſſen. 

Wenn die nationalen und particulariſtiſchen Strömungen aller 
Art, welche ſich im freien Walten des Jahres 1848 Bahn gebrochen 
hatten, es im conſtituirenden Reichstage nicht vermochten, die Exiſtenz 
einer Reichsvertretung in Frage zu ſtellen, dann mußten ſie mit aller 
Kraft verſuchen, den Länderintereſſen in der Reichsvertretung ſelbſt ihr 
Organ zu ſchaffen. Wenn die neu zu ſchaffenden Landtage von der 
Wucht eines auf directer Volkswahl ruhenden Reichstages nicht erdrückt 
werden ſollten, ſo war es nach der Auſicht des Conſtitutionsausſchuſſes 
offenbar unerläßlich, die Landtage ſelbſt mit zur Bildung des Reichs— 
tages zu berufen und den Conflict der geſetzgebenden Reichs- und Län⸗ 
dergewalten durch die organiſche Verknüpfung ihrer Träger ſo weit als 
möglich von vorneherein auszuſchließen. 

Ohne Zweifel hat in erſter Linie dieſen Erwägungen das Zwei— 
kammerſyſtem feinen Platz im Kremſierer Entwurfe verdankt Das Ober- 
haus ſollte eine „Länderkammer“ ſein, gebildet aus je ſechs Vertretern 
der Landtage und, um das Uebergewicht der kleineren Länder hintan— 
zuhalten, aus je einem Abgeordneten der Kreistage, alſo, bei der von 
dem Entwurfe gleichzeitig angenommenen Reichseintheilung, aus 84 Ver— 
tretern von den 14 Landtagen und 31 Vertretern von deu 31 Kreistagen, 
d. i. im Ganzen aus 115 von den Territorialvertretungen entjendeten Ab— 
geordneten. Das föderaliſtiſche Princip fand nur darin eine Abſchwächung. 
daß die Mitglieder des Oberhauſes nicht nothwendig aus der Mitte 
der Particularvertretungen ſelbſt gewählt werden mußten.) Weder für 
eine Vertretung des großen Grundbeſitzes, noch für eine ſolche der 
Notabeln des Reiches war in dieſer Länderkammer ein Platz, weder 
auf das Princip der Erblichkeit, noch auf jenes der Ernennung war in 
dieſem Oberhauſe irgend eine Rückſicht genommen. 

Ein conſervativer Gedanke im gewöhnlichen Wortiinne lag aber 
vor Allem in der Aufſtellung des Cenſus für die Wahlen zur Volks— 
kammer. Statt des Correctivs, welches gegen das allgemeine Wahlrecht 
für den conſtituirenden Reichstag in der indirecten Wahl gewaltet hatte, 
wurde für das nunmehr angenommene directe Wahlſyſtem jenes des 
Cenſus inſoferne ſtatuirt, als das Wahlrecht an ein Minimum directer 
Steuerleiſtung oder an die Entrichtung eines entſprechenden Mieth- oder 
Pachtzinſes geknüpft fein ſollte. Die nähere Formulirung dieſer Bedin- 
gungen blieb allerdings dem Wahlgeſetze überlaſſen und in dem Ent- 
wurfe war nur ſo viel feſtgeſtellt, daß die Steuerbaſis des Wahlrechtes 
nicht über fünf Gulden jährlicher Leiſtung hinaufgerückt werden dürfte; 
der Bruch mit den Grundſätzen des Jahres 1848, die Verläugnung 
des Principes allgemeinen Wahlrechtes war aber eutſchieden genug. 

Desgleichen waren die Bedingungen des paſſiven Wahlrechtes 
verſchärft. Die Wählbarkeit zur Volkskammer ſetzte ein höheres Lebens⸗ 
alter das 28. Lebensjahr) und einen einjährigen Wohnſitz im Reiche 
voraus (nur vom Cenſuserforderniſſe ſah man hier ſonderbarer Weiſe 
ab), die Wählbarkeit zur Länderkammer war nicht durch das paſſive 
Landtagswahlrecht allein, ſondern erſt bei einem Alter von 33 Jahren 
gegeben. 

Auch in der Zahl der Abgeordneten der Volkskammer griff der 
Conſtitutionsausſchuß nicht über die Stärke des conſtituirenden Reichstages 
hinaus. Die Vielheit von Vertretungskörpern, welche er ſchon geſchaffen, 
hielt ihn in richtiger Weiſe davon ab, der leidigen Praxis der meiſten Wahl⸗ 
reformen zu folgen, und ſo ward die Zahl der Abgeordneten vielmehr 


In dem Entwurfe des Fünferausſchuſſes hieß es allerdings, daß die 
Abgeordneten jedes einzelnen Kronlandes durch die Landtage „aus ihrer Mitte“ 
gewählt werden ſollen. Die Tragweite dieſer Beſtimmung ſcheint der föderaliſtiſchen 
Partei in der Hitze des Kampfes um andere Punkte entgangen zu ſein, denn ſie 
wurde merkwürdiger Weiſe von dieſer Seite (Pinkas) ſelbſt fallen gelaſſen und iſt 
in Folge deſſen wohl in der Schlußredaction verſchwunden. Vgl. Springer, 
a. a. O., S. 209 und ff.) 
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von 383 auf 360 reducirt. 80 Abgeordnete ſollten auf die größeren 
Orte, 280 auf das flache Land entfallen, dies iſt die einzige Gliede— 
rung; im Uebrigen tft die Bevölkerungszahl der Maßſtab für die Ein- 
theilung der Wahlbezirke, und zwar in der Weiſe, daß keiner derſelben 
weniger als zwei und mehr als drei Abgeordnete zu entſenden hatte. 
Der Zuſammenhang mit der Wahlordnung von 1848 ift ſomit aller⸗ 
dings gegeben, aber eine durchgreifende Verkürzung einzelner Wahlbezirke 
in ihrer errungenen Selbſtſtändigkeit war bei der Verringerung der 
Abgeordnetenzahl und der Annahme des Syſtems von Cumulativwahlen 
unvermeidlich. 

Die größte Schwierigkeit bei der Organiſation der Reichsvertretung 
lag aber nicht in der Zuſammenſetzung derſelben. ſondern in der 
Abgrenzung der Competenz den Land- und Kreistagen gegenüber, und 
zwar mußte das Problem um ſo mißlicher ſein, als der Conſtitutions— 
ausſchuß, feines Urſprungs eingedenk, das Recht der Länder, ihre Landes 
verfaſſungen durch conſtituirende Landtage ſelbſt zu ſchaffen, nicht in 
Frage ziehen wollte oder konnte. 

In dem Drange, zwiſchen den Gegenſätzen zu vermitteln, wurde 
nur ſo viel als wichtigſter Grundſatz für das Reich gerettet, daß die 
Geltung der Landesverfaſſungen von der Beſtätigung durch die geſetz— 
gebende Reichsgewalt abhängig ſein und daß, wie ſchon erwähnt, die 
Competenzvermuthung ſtets für letztere ſtreiten ſollte. Im Uebrigen 
ſind die Grenzlinien mit nichten ſcharf gezogen, es findet ſich nicht 
einmal überall der Verſuch gegenſtändlicher Sonderung, ſondern mitunter 
concurriren auf demſelben Gebiete, ſo im Unterrichts-, Cultus- und 
Kirchenweſen, Land und Reich. Jedenfalls war aber der Umfaug der 
Beſugniſſe, im Ganzen genommen, für die Reichsvertretung weiter gezogen, 
als dies gegenwärtig der Fall iſt; die Errungenſchaften der Autonomie 
lagen nach dem Kremſierer Entwurfe auf dem Gebiete der ſormellen 
und nicht der materiellen Competenz. 

Daß der Ausſchuß des conſtituirenden Reichstages beſtrebt war, 
die Selbſtſtändigkeit der künftigen Reichsvertretnng der Regierung 
gegenüber in jeder erdenklichen Weiſe ſicherzuſtellen, kann nicht Wunder 
nehmen Kurz zuſammengefaßt, liegen hierüber folgende Beſtimmungen vor. 

Die Volkskammer wird auf 3, die Länderkammer auf 6 Jahre 
gewählt, letztere mit einer alle 3 Jahre zur Hälfte erfolgenden Erneue— 
rung. Der Reichstag tritt alljährlich, wenn nicht früher, ſo am 15 März zu: 
ſammen, Vertagung und Auflöſung ſind in enge Grenzen gebannt, jede Kam— 
mer eutſcheidet allein über die Giltigkeit der Wahlen ihrer Mitglieder und 
wählt ſelbſt ihre Functionäre Diätenbezug und Immunität gelten für 
die Mitglieder beider Häuſer, keinem gewählten Beamten kann der Urlaub 
verweigert werden, Ernennung oder Beförderung im Staatsdienſte verpflich- 
tet zur Neuwahl. Die Verantwortlichkeit der Miniſter findet ſich in den weiteſt— 
gehenden parlamentariſchen Formen der Interpellation und commiſſionellen 
Unterſuchung, ſowie in jener der Miniſteranklage. Das Budget wird jährlich 
von der Volkskammer allein votirt, die Stärke der Land- und Seemacht 
und deren Ergänzung jährlich durch ein Reichsgeſetz feſtgeſtellt. Das 
geſetzgebende Wirken des Reichstages endlich bedarf allerdings zur 
Perfection der Sanction der Krone; dieſe Sanction muß aber ertheilt 
werden, wenn ein in zwei unmittelbar auf einander folgenden ordentlichen 
Jahresſeſſionen angenommener und von der Krone zweimal verworfener 
Reichstagsbeſchluß von dem ad hoc aufgelöſten und neu gewählten 
Reichstage unverändert angenommen wird, und ſo iſt das blos fufpen- 
ſive Veto im Weſen in ſeiner ſchärfſten Form zur Geltung gebracht. 

Die politiſchen Intereſſen, welche die verſchiedenen Völker und 
Länder Oeſterreichs trennen, hatten in dem Conſtitutionsausſchuſſe ihren 
Ausdruck und unter dem Drucke der Ereigniſſe in dem Conftitutiong- 
entwurfe eine wenigſtens momentane Löſung ihres Conflictes gefunden. 
Ob dieſe Formel auch eine abſchließende genannt werden konnte, ob der 
Kampf der widerſtreitenden Tendenzen nicht in die Verfaſſung ſelbſt 
hineingetragen worden war, um für den Augenblick die Gegenſätze zu 
überbrücken, das mußte die Erfahrung lehren Auders ſtand es aber mit 
der Formulirung des Verhältniſſes der Volksvertretung zu der Krone. 
Die Ereigniſſe des Jahres 1848 hatten den conſtituirenden Reichstag 
von der Regierung getrennt und einen, wenn auch nicht offenen, ſo 
doch latenten Gegenſatz der beiden geſchaffen. So iſt es erklärlich, daß 
das Streben nach Feſtigung der Volksrechte zu einer Zurückdrängung der 
Herrſcherrechte führte, welche das monarchiſche Princip beinahe negirte und 
mit den geſchichtlichen Ueberlieferungen Oeſterreichs jedenfalls im ſchärf— 
ſten Widerſpruche ſtand. Hiemit war zweifellos eines der Momente ge— 
geben, welche der Krone die Verfaſſung unannehmbar gemacht hätten, 


wenn auch nicht durch die kriegeriſche Entwicklung der Dinge in Ungarn 
das ganze öſterreichiſch' Verfaſſungswerk in andere, weitere Bahnen ge⸗ 
treten wäre. Das Scheitern des Kremſierer Reichstages iſt ſomit ſehr 
wohl begreiflich, aber Zweifeln wird es nach wie vor begegnen müſſen, 
ob die gewaltſame Auflöſung des Reichstages N nothwendig, ob ſpeciell 
der Gang der Debatte über „Grundrechte“ eine Rechtfertigung eines 
ſolchen Schrittes war. 

Der Entwurf hatte dem conſtituirenden Reichstage außer der Ent⸗ 
ſcheidung über die Conſtitution noch die Votirung des Geſetzes über die 
Abgrenzung der Kreiſe, des Wahlgeſetzes, des Aufruhrgeſetzes und des 
Einführungsgeſetzes zur Conſtitution vorbehalten, es kam aber weder 
zu dem einen, noch zu dem anderen. Am 7. März 1849 erſchien das 
Manifeſt vom 4. d. M., welches den Reichstag fir aufgelöst erklärte. 


Mittheilungen aus der Praris. 


Das Vorhandenſein von nach dem Civilrechte zur Verſorgung 
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pflegsbedürftiger Perſonen Verpflichteten enthebt die Heimats⸗ 


gemeinde nicht von der ihr außer dieſem Falle obliegenden Ver⸗ 

ſorgungspflicht. — Bei Beurtheilung der Unvermoögenheit zur Er⸗ 

füllung dieſer Obſorgepflicht ſeitens der nach dem Eivilrechte hiezu 

Berufenen find nicht allein die Erwerbs⸗ und Vermögensverhält⸗ 

niſſe, ſondern auch die beſonderen localen Umſtande maßgebend. 

(Zu $ 23 des Heimatsgeſetzes vom 3. December 1883, N. G. Bl. 
Nr. 105.) 

Die nach M. zuſtändige Suſanna W. iſt geiſteskrank, u. zw. tob⸗ 
ſüchtig geworden. Ihr Mann Michael W. veritenert in B. das Lohn- 
kutſchergewerbe, welches er in dem allerbeſcheidenſten Umfange betreibt 
und welches ihm den nothdürftigſten Lebensunterhalt beſtreitet. Der 
Suſanna W. ſelbſt it während ihrer Erkrankung ein übrigens noch 
nicht liquidirter Erbtheil von 150 fl. angefallen. Da Michael W durch 
ſein Gewerbe gezwungen iſt, den ganzen Tag über von ſeinem Wohnorte 
entfernt zu fein und ſohin außer Stande iſt, feine Fran zu warten, 
ſeinem Einkommen nach auch nicht in der Lage iſt, für deren Wartung 
andere Perſonen zu beſtellen, andererſeits die Belaſſung der Geiſtes— 
kranken, deren Gemeingefährlichkeit ärztlich conſtatirt iſt, in dem für 
Irrſinnige nicht eingerichteten ſtädt. Krankenhauſe aus Rückſicht auf die 
in demſelben untergebrachten anderen Kranken unzuläſſig war und deren 
Unterbringung in eine Irrenanſtalt nicht erwirkt werden konnte, wendete 
ſich das Bürgermeiſteramt in B. an die k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
daſelbſt mit dem Antrage, die Heimatsgemeinde M. zur Uebernahme 
der Suſanna W. zu verhalten. Mit der Entſcheidung vom 23. Jänner 
1885, 8. 156, lehnte die Bezirkshauptmannſchaft dieſes Aulangen ab. 
„Denn die Pflicht der Heimatsgemeinden zur Armenverſorgung ihrer 
Angehörigen iſt nach dem Geſetze vom 3. December 1863 und insbe— 
ſondere gemäß § 23 desſelben nur eine ſubſidiariſche und tritt nur 
inſoweit ein, als nicht dritte Perſonen nach dem Civilrechte zur Ver— 
ſorgung der Armen verpflichtet ſind. Dieſe geſetzliche Bedingung liegt 
aber in dieſem Falle nicht vor, denn Suſanna W. iſt an Michael W. 
verehelicht, welchem nach dem II. Hauptſtücke des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches die Pflicht obliegt, ſeiner Ehegattin den anſtändigen Unter⸗ 
halt und im Falle der Erkrankung die erforderliche ärztliche Hilfe und 
Verpflegung zu verſchaffen.“ 

Ueber den dagegen ergriffenen Recurs, in welchem insbeſondere 


keine Wohnung fände, wenn er die tobſüchtige Frau bei ſich hätte, 
behob die k. k. ſchleſ. Landesregierung unter dem 17. Februar 1885, 
3. 1443, die erſtinſtanzliche Entſcheidung aus nachſtehenden Gründen: 
„Die in der angefochtenen Entſcheidung angezogene Beſtimmung des § 23 
des Heimatsgeſetzes iſt nicht in dem Sinne aufzufaſſen, als ob das 
bloße Vorhandenſein von nach dem Civilrechte zur Verſorgung ver- 
pflichteten Perſonen die Inanſpruchnahme der Heimatsgemeinde nach 
dieſer Richtung überhaupt und von vorneherein ausſchließe. Aus Alinea 2 
desſelben Paragraphen iſt im Gegentheile zu entnehmen, daß die 
Verpflegung ſeitens der Gemeinde ohne Rückſicht auf das Vorhanden⸗ 


ſein jener hiezu verpflichteten Perſonen und unbeſchadet des Rechtes, 
den Erſatz des gemachten Aufwandes von denſelben anzuſprechen, in 
allen Fällen einzutreten hat, wo die Uebernahme der zu verſorgenden 


Perſon in die Verpflegung des hiezu geſetzlich Verpflichteten aus welchem 


Grunde immer nicht thunlich iſt. Es geht nun aus dem im Recurſe 


dargeſtellten Sachverhalte zur 


Genüge hervor, daß der Gatte der 


Suſanna W. nicht allein in Berückſichtigung feiner wenig günſtigen 
Erwerbsverhältniſſe, ſondern vielmehr aus localen Gründen nicht im 
Staude iſt, ſeine tobſüchtige und als ſolche gemeingefährliche Ehefrau 
in entſprechender Weiſe zu pflegen und zu warten.“ 

Es wurde die Gemeinde M. ſohin verhalten, die Suſanna W. 
bis auf Weiteres in die Verſorgung zu übernehmen, unbeſchadet des 
Anſpruches, ſich an dem Manne, bezw. an dem etwa anfallenden Ver⸗ 
mögen der zu Verpflegenden ſelbſt zu regreſſiren. 

Der hiegegen von der Gemeinde M. im Sinne der aufgehobenen 
Entſcheidung erbrachte Miniſterialrecurs wurde bei dem Umſtande, als 
die Suſanna W. inzwiſchen in eine öffentliche Irrenanſtalt untergebracht 
worden iſt, von dem k. k. Miniſterium des Innern mit dem Erlaſſe 
vom 13. Juni 1885, 3. 9232, principiell dahin entſchieden. „daß die 
Gemeinde M. aus den Gründen der angefochtenen Entſcheidung die 
nach M. zuſtändige irrſinnige Suſanna W. inſofern und inſolange in 
ihre Verpflegung zu übernehmen verpflichtet war, als deren mittlerweile 
erfolgte Aufnahme in eine Irrenanſtalt nicht erzielt werden konnte.“ 

Dr. Ki. 
Die bloße Mittheilung der Thatſache einer erfolgten Beſchlag⸗ 
nahme unter Angabe des Titels des dieſelbe veranlaſſenden Auf— 

ſatzes begründet nicht das Vergehen nach $ 24 P. G. 

Die von der Staatsanwaltſchaft erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde 
gegen das Urtheil des Kreisgerichtes Budweis vom 25. Juli 1884, 
Z. 5269, womit Ludwig T. von der Anklage wegen des im § 24 des 
Preßgeſetzes vom 17. December 1862, R. G. Bl. Nr. 6 ex 1863, 
bezeichneten Vergehens nach 8 259, Z. 3 St. P. O. freigeſprochen 
wurde, ward vom k. k. Caſſationshofe mit Entſcheidung vom 24. Jänner 
1885, 3. 9899, verworfen. — Gründe: 

Das erkennende k. k. Kreisgericht in Budweis hat feſtgeſtellt, daß 
in der am 9. April 1884 herausgegebenen Nr. 29 des Budweiſer 
Kreisblattes unter der Rubrik „Tageschronik“ ein Artikel mit der Ueber— 
ſchrift „Confiscirt“ erſchien, in welchem mitgetheilt wird, daß die letzte 
Nummer der in Krummau erſcheinenden „deutſch⸗öſterreichiſchen Volks⸗ 
zeitung“ vom 5. d. M. wegen der Artikel „nur immer langſam“ und „jagt 
die deutſchen Beamten fort“ confiscirt worden ſei, mit einer kurzen 
Angabe des Gegenſtandes, auf welchen ſich dieſe Artikel bezogen und 
wobei namentlich bezuglich des erſterwähnten Artikels ausgeſprochen 
wurde, daß in demſelben gerügt wurde, daß die der Krummauer Sparcaſſe 
vom Miniſterium aufgetragene Errichtung einer Vorſchußcaſſe für kleine 
Credite nach 11 Jahren noch immer nicht bewilligt wurde, wogegen 
die Bewilligung zur Errichtung der czechiſchen Vorſchußcaſſe in der 
kürzeſten Frift erfolgte, und daß dieſe Notiz einer gedruckten, an die 
Redaction eingelangten Correſpondenzkarte entnommen wurde, ſowie, daß 
der Angeklagte Ludwig T. den im Budweiſer Kreisblatte erſchienenen 
Artikel verfaßte und zur Drucklegung beförderte. Es ergibt ſich weiter 
von ſelbſt, daß die Behauptung der k. k. Staatsanwaltſchaft in der 
Nichtigkeitsbeſchwerde, daß Ludwig T. zur Zeit, als jener Artikel erſchien, 
noch nicht wiſſen kounte, welche Stellen des confiscirten Artikels der 
„Volkszeitung“ als die Beſchlagnahme rechtfertigend werden anerkannt 
werden — eine der feſtgeſtellten Sachlage entſprechende iſt. 

Die k. k. Staatsanwaltſchaft bekämpft nun die Freiſprechung des 
Ludwig T. von der gegen ihn wegen des Vergehens nach $ 24 P. G. 


ö erhobenen Anklage als eine im Sinne des $ 281. Z. 9 a St. P. O. 
betont wurde, daß Michael W. in Aftermiethe wohne und in der Stadt 


materiell nichtige, indem fie an der Anſchauung feſthält, daß jede Ver— 
öffentlichung über den Inhalt eines mik Beſchlag belegten Artikels, wenn 
in derſelben auch die ineriminirten Stellen nicht veröffentlicht wurden, 
ſchon eine die Maßregel der Beſchlagnahme verletzende und unter die 
Sanction des § 24 P. G. als Vergehen fallende Handlung ſei, wogegen 
der Erkenntnißgerichtshoſ bei gleichzeitig ausgeſprochener Annahme, daß 
die das Verbot begründenden Stellen der „Volkszeitung“ nicht wiederholt 
wurden, und daß nichts vorliege, um anzunehmen, daß die Angabe des 
Juhaltes zu dem Zwecke erfolgte, um die Beſchlagnahme zu umgehen und 
deren Zweck zu vereiteln — das angefochtene freiſprechende Erkennt⸗ 
niß fällte. 

Von den im § 24 P. G. als Vergehen bezeichneten Verübungsarten 
dieſes Delictes kommt nur die letzterwähnte, nämlich „die Veröffentlichung 
des Juhaltes einer mit Beſchlag belegten Druckſchrift“ hier überhaupt in 
Betracht und hielt der Caſſationshof diesbezüglich an dem Grundſatze ſeſt, 
daß unter dem „Inhalte“ im Sinne dieſes Paragraphen nur der „ſtraf— 
bare“ Inhalt, alſo jener, um deſſentwillen die Confiscation erfolgte, zu 


verftehen jet, und daß die bloße Mittheilung der Thatſache der Beichlag- 
nahme und Angabe des Gegenſtandes des mit Beſchlag belegten Artikels 
ohne Reproducirung der die Beſchlagnahme begründenden Stellen den 
Thatbeſtand des im § 24 P. G. vorgeſehenen Vergehens nicht herſtelle. 
In Anwendung dieſes Grundſatzes auf den vorliegenden Fall fand aber 
der Caſſationshof in dem ſeitens der k. k. Staatsauwaltſchaft beanſtändeten 
Artikel des Budweiſer Kreisblattes uur eine Mittheilung der Thatſache 
der Beſchlagnahme mit Angabe des Gegenſtandes des mit Beſchlag beleg— 
ten Artikels ohne eine Wiederholung jener Stellen, welche die Beſchlag⸗ 
nahme nach ſich zogen, indem insbeſondere bei dem erſten Artikel „nur 
immer langſam“ der einen Angriff gegen die k. k. Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft in Krummau enthaltende und unter den § 300 St. G. ſubſumir⸗ 
bare Schlußabſatz des in der „Volkszeitung“ enthaltenen Artikels bei Seite 
gelaſſen, von dem zweiten Artikel aber nur der keinen weiteren Aufſchluß 
über den etwaigen Inhalt gebende Titel veröffentlicht wurde; ſo daß ſich 
in dem angefochtenen freiſprechenden Urtheile ein unterlaufener Rechts⸗ 
irrthum und eine irrige Unterordnung von Thatſachen unter das Geſetz 
nicht erkennen läßt, welche die behauptete materielle Nichtigkeit dieſes 
Ausſpruches zu begründen vermöchten. 


Geſetze und Verordnungen. 
1884. II. Semeſter. 


und Verordnungsblatt für die Markgraffchaft 
Mähren. 


XXV. Stück. Ausgeg. am 17. October — 78. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Mähren vom 22 September 1884, betreffs der der Gemeinde 
Oels bewilligten Einhebung einer Gebühr für die Aufnahme in den Heimats⸗ 
verband. — 79. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 22. Sep⸗ 
tember 1884, betreffs der der Gemeinde Zabreh neben der an den Local⸗Armen⸗ 
fond zu entrichtenden Taxe bewilligten Einhebung einer Gebühr für die Abhaltung 
von Tanzmuſiken. — 80. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 
22. September 1884, betreffs der den Gemeinden Koſteletz, Jarmeritz, Buſau und 
Zabreh bewilligten Einhebung einer Gebühr bei der Viehſchlachtung. — 81. 
Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 22. September 1884, 
betreffend die mehreren Gemeinden bewilligten Umſagen anf die directen Steuern 
für das Jahr 1884. — 82. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren 
vom 25. September 1884, betreffend die Erhöhung des Tarifes für die der 
Stadtgemeinde Littau gehörige vereinigte Weg⸗ und Brückenmauth auf den im 
Littauer Stadtgebiete gelegenen Strecken der Littau-Mähr. Neuſtädter und Littau⸗ 
Müglitzer Bezirksſtraße. 83. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren, 
vom 25. September 1884, betreffend die Einhebung einer Brückenmauth für die 
über den Becwa-Fluß in Klein-Proßenitz und über den Oſtrawitza-Fluß in 
Miſtek errichteten Brücken. — 84. Kundmachung des k. k. Statthalters in 
Mähren vom 6. October 1884, betreffend die Errichtung eines k. k Neben⸗ 
zollamtes in Priwoz. 

XXVI. Stück. Ausgeg. am 10. November. — 85. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Mähren vom 18. October 1884, betreffend die mehreren Gemeinden 
bewilligten Umlagen auf die directen Steuern für das Jahr 1884. — 86. 
Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 18. October 1884, betreffs 
der der Gemeinde Lhota bei Lipthal bewilligten Einhebung eines 150° ‚igen Steuer- 
zuſchlages behufs Deckung der Gemeinderforderniſſe und der Schulbanfoften in 
den Jahren 1884, 1885 und 1886. — 87. Kundmachung des k. k. Statthalters 
in Mähren vom 18. October 1884, betreffs der den Gemeinden Holleſchau, 
Mislitz und Mähr.⸗Kromau bewilligten Einhebung einer Auflage bei der Thier⸗ 
ſchlachtung. — 88. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 18. De- 
tober 1884, betreffs der der Gemeinde Pleſchowetz nebſt dem ſchon bewilligten 
48 eigen Zuſchlage zu ſämmtlichen directen Steuern für das Jahr 184 noch 
bewilligten 93 digen Umlage auf die Hauszins⸗ und Hausclaſſen⸗, dann auf die 
Erwerbs- und Einkommenſteuer. 89. Kundmachung des k. k. Statthalters in 
Mähren vom 18. October 1884, betreffs der der Stadtgemeinde Roznau behufs 
theilweiſer Deckung der Gemeindeerforderniſſe in den Jahren 1884 — 1893 be⸗ 
willigten Einhebung einer Hundeſtener. 90. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Mähren vom 18. October 1884, betreffs der der Stadtgemeinde Prerau 
behufs theilweiſer Deckung der Gemeindeerforderniſſe in den Jahren 1884, 1885, 1886, 
1887 und 1888 bewilligten Einhebung einer Auflage von 2 kr. von jedem Gulden 
des ämtlich erhobenen Miethziuſes. — 91. Kundmachung des k. k. Statthalters 
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in Mähren vom 18. October 1884, betreffs der der Gemeinde Groß-Teinig 
bewilligten Einhebung einer Taxe für die Aufnahme in den Gemeindeverband. 
— 92. Verordnung des k. k. Statthalters in Mähren vom 19. October 1884, 
betreffend die Verleihung des Befugniſſes eines behördlich autoriſirten Civil⸗ 
geometers. — 93. Verordnung des k. k. Juſtizminiſteriums vom 30. October 
1884, betreffend die Zugehörigkeit der Ortsgemeinde Stremenicko mit Jaworicko 
zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Littau in Mähren. — 94. Kundmachung des 
mähr. Landesausſchuſſes vom 31. October 1884, betreffend die 58. Verloſung 
mähriſcher Grundentlaſtungs⸗Obligationen. — 95. Kundmachung des mähr. Landes⸗ 
ausſchuſſes vom 1. November 1884, betreffend die 24. Verloſung mähriſcher 
Propinations⸗Ablöſungs⸗Obligationen. 


XXVII. Stück. Ausgeg. am 12. November. — 96. Kundmachung des 
mähr Landesausſchuſſes vom 24. October 1884, womit der Landes- und Grund⸗ 
entlaſtungs⸗Zuſchlag pro 1885 verlautbart wird. 


Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem geheimen Rathe und Sectiouschef im Miniſterium 
des Innern Guſtav Freiherrn von Kubin anläßlich deſſen Penſionirung die 
Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Hof- und Miniſterialrathe im Miniſterium des 
Aeußern Karl Ritter von Wolfarth den Freiherrnſtand taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Miniſterium des Innern 
Joſeph Ritter Raab von Freiwalden anläßlich deſſen Penſtonirung die Aller- 
höchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den beim k. und k. Reichs⸗Finanzminiſterium zeitweilig 
zugetheilten, mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes bekleideten Eonſul Karl 
Ritter von Sax zum wirklichen Generalconſul extra statum ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe in Zara Joſeph Ritter von 
Sabalich anläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit aus 
drücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Eharakter eines Oberinſpectors 
und Oberfinanzrathes bekleideten Inſpector und Finanzrath bei der Generaldirection 
der Tabakregie Vincenz Eduard Maurus zum Oberinſpector und Oberfinanzrathe 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe der Finanzdirection in Linz Heinrich 
Ritter von Sonneuſtein taxfrei den Titel und Charakter eines Oberfinanz— 
rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsdirector der Statthalterei in Lemberg 
Wenzel Breitenberger anläßlich deſſen Penſionirung des Ritterkreuz des Franz— 
Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem bei der Landesregierung in Czernowitz in Ver⸗ 
wendung ſtehenden Bezirkscommiſſär Dr. Nikolaus Ritter von Grigorcia anläßlich 
deſſen Penſtonirung den Titel eines Bezirkshauptmannes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den k. k. Hauptmann Julius Pinter, ferner den 
Conſulareleven und proviſoriſchen Bezirksvorſteher zweiter Claſſe in Moſtar 
Friedrich Foglär, ſowie den Conſulareleven in Salonich Rudolph Graſen 
Coronini⸗Cronberg zu wirklichen Viceconſuln ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur im Miniſterium des Innern 
Eduard Jantſch das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordeus verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten im Finanzminiſterium 
Michael Endl taxfrei den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Rechnungrevidenten der Finanz⸗ 
direction in Trieſt Eduard Soffner das goldene Verdienſtkreuz mit der 
Kroue verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Oberingenieur im Hochbaudepartement des 
Miniſteriums des Innern Eduard Jantſch zum Finanzrathe und Inſpector der 
Generaldirection der Tabakregie ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den k. k. Forſtaſſiſtenten Maximilian Andronik 
zum Forſtinſpections⸗Adjuncten für die Bukowina ernannt. 


Erledigungen. 


Zwei nichtadjutirte proviſoriſche Prakticantenſtellen beim Hauprpuncirungs⸗ 
amte in Wien, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 176.) 
Förſtersſtelle in der zehnten Raugsclaſſe im Bereiche der k. k. Forſt⸗ und 
Domänendirection für Tirol und Vorarlberg, bis Mitte Auguſt. Amtsbl. Nr. 176.) 
Seeundararztesſtelle im St. Johannesſpitale in Salzburg, bis Ende Auguft. 
(Amtsbl. Nr. 177.) 
Bezirkshauptmannsſtelle in Böhmen in der ſiebenten Rangsclaſſe, bis 
Mitte Auguſt. Amtsbl. Nr. 177.) 
Finanzcommiſſärsſtelle bei der niederöſterreichiſchen Finanz-⸗Landesdirection 
in der neunten Rangsclaſſe, eventuell eine Finanzconcipiſtenſtelle in der zehnten 
Rangsclaſſe, bis Ende Auguft. Amtsbl. Nr. 178.) 


Diezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 14 der Erkenntniſſe 1885. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


